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Gesetzentwurf zur Deregulierung der Energiewirtschaft 

Steinzeit-Liberalisierung? 
Nach vielen gescheiterten Anläufen soll die deutsche Energiewirtschaft umfas-
send dereguliert werden. Die mangelnde politische Entschlußkraft läßt jedoch 
nicht nur ökologische Rückschläge befürchten. 
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ben sehen Sie, was früher in der Gas- • 

Wirtschaft gespielt wurde", annoncierte 

unter der Abbildung eines Monopoly-Spiel-

bretts ein bekanntermaßen aggressiver (und 

erfolgreicher) Neueinsteiger im Gasgeschäft 

Deutschlands - um dann fortzusetzen: „Unten, 

was wir jetzt unserer Konkurrenz empfehlen". 

Darunter fand sich dann - wie kaum anders zu 

erwarten - das Spiel „Mensch ärgere Dich 

nicht". In der deutschen Energiewirtschaft, die 

zumindest in ihrem leitungsgebundenen Sektor 

bisher gegen alle Reformbemühungen nahezu 

immun zu sein schien, deuten sich einschnei-

dende Veränderungen an. 

Zunächst zur Theorie. Strom- und Gaswirtschaft 

gehören bisher sicher zu den wirtschaftlich 

risikoärmsten Branchen. Die schnelle und mit 

erheblichen Finanzmitteln ausgestattete Expan-

sion von Stromversorgem in Abfallwirtschaft, 

Telekommunikation sowie die wohlgefüllten 

Rückstellungskassen haben selbst sonst 

zurückhaltende Autoren zum Attribut skandalös 

greifen lassen. Preissenkungspotentiale lassen 

sich hier wohl nicht nur vermuten. Andererseits 

werden durch die Gewinne aus dem Energiege-

schäft vor allem auf kommunaler Ebene zu 

nicht unbeträchtlichen Teilen und im steuerbe-

günstigten Querverbund notwendige und chro-

nisch defizitäre, aber sozial und ökologisch 

sinnvolle Geschäftsfelder - wie der öffentliche 

Personennahverkehr - subventioniert. Weiter-

hin stellen die Konzessionsabgaben für die 

Kommunen mit mehreren Milliarden Mark eine 

bedeutende Finanzierungsquelle dar. Aus öko-

logischer Sicht sind außerdem hohe Energie-

preise wegen ihres Anreizes zum Energiesparen 

nicht unbedingt von Nachteil. 

Mehr Wettbewerb müßte den Abbau der Mono-

polgewinne nicht notwendigerweise mit einem 

Rückschlag für Umweltschutz und Gemeindefi-

nanzen erkaufen. Deregulierung und Wettbe-

werb könnten über Komplementärinstrumente 

wie z.B. eine Ökosteuer oder direkte Subventio-

nen der öffentlichen Hand ergänzt werden - so 

lautet jedenfalls die Theorie. Wenn jedoch eine 

über Wettbewerb induzierte Senkung der Ener-

giepreise erst bei den Verbrauchern angekom-

men ist, wird jegliche Erhöhung dieser Kosten-

position - mit Öko-Steuer etc. - auf absehbare 

Zeit äußerst kompliziert. Im Paket wären mehr 

energiewirtschaftlicher Wettbewerb und ökolo-

gische Reformen vielleicht durchsetzbar -

wenn man es denn politisch wollte. Die Aufnah-

me von Umweltverträglichkeit in den Zielkata-

log des Energiewirtschaftsgesetzes reicht allein 

nicht aus und bleibt so Gesetzeslyrik. 

• Wettbewerbsmodelle 
Daß es nicht nur um die ökologische und sozia-

le Flankierung geht, zeigt auch das in Deutsch-

land verfolgte Wettbewerbsmodell an sich. Es ist 

eine Binsenweisheit, daß insbesondere in der 

kapitalintensiven Energiewirtschaft der Wettbe-

werb nicht - wie beim Monopoly - auf der „grü-

nen Wiese" und mit gleichermaßen gefüllten 

Kriegskassen beginnt. Daher bergen alle Kon-

zepte, die den Wettbewerb „durchsickern" las-

sen wollen, anstatt für alle gleichermaßen trans-

parente Rahmenbedingungen zu setzen, die 

Gefahr, eine großangelegte energiewirtschaftli-

che Flurbereinigung nach sich zu ziehen, an 

dessen Ende ein Oligopol der Großunterneh-

men steht. Denn für die Elektrizitäts- und Gas-

wirtschaft gilt, daß letztlich nur der Netzbesitzer 

den Zugang zum Kunden hat. Potentielle Wettbe-

werber können also nur dann wirklich agieren, 

wenn sie ein Netz zu erträglichen Bedingungen 

(mit-) benutzen können - die Netze belinden 

sich jedoch vor allem im Eigentum derjenigen 

Unternehmen, die auch die meisten Kraftwerke 

besitzen und kaum ein Interesse an Konkurrenz 

haben dürften. Statt transparente Bedingungen 

für den Netzzugang von Konkurrenten zu schaf-

fen, setzt der deutsche Entwurf auf theoretisch 

zwar elegante, praktisch jedoch wahrscheinlich 

höchst problematische Mechanismen. 

Zunächst wird der Leitungsbau völlig von der 

energiewirtschaftlichen Regulierung befreit. 

Dahinter steckt das Kalkül, daß der Netzbesitzer 

sich - angesichts der Gefahr, daß Mitwettbewer-

ber eigene Leitungen bauen - prohibitiver 

Durchleitungsgebühren enthält. Ob allerdings 

Wettbewerber die langwierigen und konfliktrei-

chen Planungsverfahren wirtschaftlich durch-

stehen können, bleibt unwahrscheinlich. Bliebe 

noch der Gang zum Kartellgericht. Aber auch 

hier ist völlig offen, ob insbesondere kleinere 

Wettbewerber den zu erwartenden Weg durch 

alle Instanzen (Dauer: wohl kaum unter fünf 

Jahren) ökonomisch überleben würden. Ein 

wirklich ernst gemeintes Wettbewerbsmodell 

müßte den Netzbetrieb von der Stromerzeu-

gung trennen oder die Netzbetreiber zumindest 

auf transparente und für alle potentiellen Wett-

bewerber gleiche Durchleitungsbedingungen 

verpflichten. 

Bis hierher, so wird deutlich, überwiegen die 

Bedenken - auch, aber nicht nur aus ökologi-

scher Sicht. Jedoch bringen die Wettbewerbsmo-

delle auch ökologisch positive Effekte hervor. Wo 

mehr Wettbewerb herrscht, herrscht auch ein 

wenig mehr Risiko. Mehr Risiko schraubt die 

Verzinsungserwartungen höher und macht damit 

kapitalintensive Optionen für Investoren weit 

weniger interessant. Kohlekraftwerke und Atom-

reaktoren werden teurer, hoch attraktiv dagegen 

die (hinsichtlich ihrer Investitionskosten) preis-

werteren Gaskraftwerke. Dies führt ohne Zweifel 

zu Umwellentlastungen und wird oft als Beleg für 

die Umweltverträglichkeit des Konzepts herange-

zogen. Sinken jedoch gleichzeitig die Energie-

preise und wird das Engagement für Energieeins-

parung und erneuerbare Energien mit Verweis 

auf die Wettbewerbssituation ausschließlich auf 

notleidende öffentlichen Haushalte abgeschoben, 

so bedarf es keiner großen Phantasie, um in 

Summe negative Effekte zu prognostizieren. 

Zum Schluß: Nicht überall, wo Deregulierung 

etikettiert wird, ist wirklich Wettbewerb zu 

erwarten. Fehlt der politische Wille oder die 

Durchsetzungskraft, mit den Wettbewerbsstruk-

turen auch entsprechende Komplementärin-

strumente zu schaffen, sind vor allem ökolo-

gische Rückschläge garantiert. Dies zu 

ignorieren, ist vielleicht ähnlich gefahrlich, wie 

der fatale Status quo. 
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